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I. Auftrag der Monopolkommission und 
Schwerpunkte ihres fünften Hauptgutachtens 

1. Die Monopolkommission hat nach § 24 b des Ge-
setzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) 
den gesetzlichen Auftrag, alle zwei Jahre Stand und 
Entwicklung der Unternehmenskonzentration so-
wie die Praxis der Fusionskontrolle und der Miß-
brauchsaufsicht über marktbeherrschende Unter-
nehmen zu begutachten. Demgemäß hat sie Mitte 
vergangenen Jahres der Bundesregierung ihr Fünf-
tes Hauptgutachten vorgelegt. Wie kartellgesetzlich 
vorgesehen, hat die Bundesregierung dem Deut-
schen Bundestag und dem Bundesrat das Gutach-
ten unverzüglich zugeleitet (siehe Drucksache 
10/1791) und legt nunmehr ihre Stellungnahme 
dazu vor. 

Zur Vorbereitung ihrer Stellungnahme hat die Bun-
desregierung am 20. November 1984 die betroffenen 
Verbände einschließlich der Gewerkschaften und 
Verbraucher angehört. Die Vorschläge der Mono-
polkommission im Bereich der Neuen Medien hat 
sie außerdem mit den Ländern erörtert. 

Die Einzelergebnisse des Gutachtens sind auf un-
terschiedliche Resonanz gestoßen. Bei der Konzen-
trationserfassung wurde von vielen Seiten der 
Wunsch geäußert, daß die Kommission — wie schon 
im vorausgegangenen Gutachten — künftig wieder 
verstärkt Konzentrationsursachen aufzeigt, die z. B. 
auf staatlichen Regelungen oder anderen Faktoren 
beruhen. 

2. Nachdem die Kommission für die vorherige Be-
richtsperiode 1977 bis 1979 keine eindeutigen Anzei-
chen für eine Fortsetzung der schwachen, aber ste-
tigen Konzentrationsentwicklung hatte feststellen 
können, kommt sie nunmehr aufgrund ihrer kon-
zentrationsstatistischen Analyse zu dem Ergebnis, 
daß die Konzentration 1979 bis 1981 in der überwie-
genden Zahl der Wirtschaftszweige wieder zuge-
nommen hat. Nach Auffassung der Kommission 
sind die Schwankungen in der Datenlage auch kon-
junkturbedingt. Die ansteigende Konzentration 
ginge mit der konjunkturellen Schwäche in den 
Jahren 1979 bis 1981 einher. Dagegen habe sich die 
Konzentrationsentwicklung in der Phase des kon-
junkturellen Aufschwungs des vorausgegangenen 
Berichtszeitraums verzögert. Die Monopolkommis-
sion hat nach eingehender Analyse der Daten da-
von abgesehen, neue Vorschläge für eine Verschär-
fung des kartellrechtlichen Instrumentariums zu 
unterbreiten. 

Was die besonderen Probleme des Handels, insbe-
sondere des Lebensmittelhandels anbelangt, so sind 
diese im fünften Hauptgutachten nicht vertieft un-
tersucht worden. Die Kommission hat hierzu ihre 
grundsätzliche Position in dem zeitlich später er-
statteten Sondergutachten zur Konzentration im 
Lebensmittelhandel dargelegt. Die Bundesregie-
rung sieht davon ab, die Ergebnisse des Sondergut-
achtens in die vorliegende Stellungnahme einzube-

ziehen, — da wie bereits im Jahreswirtschaftsbe-
richt angekündigt — ,hierzu zunächst die betroffe-
nen Wirtschaftskreise angehört werden sollen. Erst 
dann wird es möglich sein, aus den Untersuchungs-
ergebnissen entsprechende Schlußfolgerungen zu 
ziehen. 

3. Die Bundesregierung teilt die Auffassung der 
Kommission, daß die Konzentrationsentwicklung 
im Berichtszeitraum keinen Anlaß für eine erneute 
Novellierung des Kartellgesetzes in der laufenden 
Legislaturperiode bietet. Die erst 1980 durch die 
vierte Kartellgesetznovelle eingeführten Verbesse-
rungen der wettbewerbsrechtlichen Rahmenbedin-
gungen erscheinen aus heutiger Sicht ausreichend, 
dem fortbestehenden Konzentrationstrend zu be-
gegnen. Die Bundesregierung mißt konstanten 
wettbewerbsrechtlichen Rahmenbedingungen für 
die Wirtschaft überdies auch deshalb besondere Be-
deutung zu, weil die Kontinuität des Wettbewerbs-
rechts mit dazu beiträgt, die Sicherheit für die Dis-
positionen der Unternehmen zu erhöhen und gün-
stige Voraussetzungen für weitere Investitionen zu 
schaffen. 

Andererseits verkennt die Bundesregierung nicht, 
daß in einzelnen Bereichen, wie z. B. im Handel, 
und hier insbesondere im Lebensmittelhandel, Ver-
lagerungen wirtschaftlicher Macht stattfinden, die 
im Hinblick auf wettbewerbs- und mittelstandspoli-
tische Gefahren auch künftig erhöhte Aufmerksam-
keit erfordern. Die Bundesregierung beobachtet da-
her sorgfältig mögliche Sonderentwicklungen der 
Unternehmenskonzentration in diesem Bereich, um 
den hieraus folgenden konzentrativen Risiken 
rechtzeitig entgegenwirken zu können. Sie wird im 
übrigen diesen Fragenkreis, zu dem die Monopol-
kommission kürzlich ein Sondergutachten über die 
„Konzentration im Lebensmittelhandel" vorgelegt 
hat, mit den betroffenen Wirtschaftskreisen inten-
siv erörtern. Bereits die ersten öffentlichen Reak-
tionen auf dieses Gutachten zeigen, daß die unter-
schiedlichen Standpunkte hierzu zunächst einer 
sehr gründlichen Analyse bedürfen, bevor daraus 
entsprechende Schlußfolgerungen gezogen werden 
können. 

4. Aufgrund ihrer Untersuchung zur Praxis der 
Mißbrauchsaufsicht über marktbeherrschende Un-
ternehmen und der Fusionskontrolle bestätigt die 
Kommission dem Bundeskartellamt eine zuneh-
mende Ausschöpfung der gesetzlichen Möglichkei-
ten. Die gestiegene Rechtssicherheit bei der Fu-
sionskontrolle zeige sich auch in einer abnehmen-
den Zahl der Untersagungsverfügungen des Amtes, 
da die Unternehmen von deutlich kartellrechtswid-
rigen Zusammenschlüssen von vornherein absehen. 
Die kritische Durchleuchtung von Einzelentschei-
dungen der Kartellbehörden und -gerichte durch 
die Monopolkommission hat nach Auffassung der 
Bundesregierung erneut dazu beigetragen, die 
Transparenz der Kartellrechtsanwendung zu si-
chern. 
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5. Angesichts der aktuellen medien- und wettbe-
werbspolitischen Diskussion über die Einführung 
der Neuen Medien, wie Kabel- und Satellitenrund-
funk, ist die Kommission der Frage der Verflech-
tung der klassischen Printmedien mit den neuen 
elektronischen Medien erneut nachgegangen. Sie 
hält angesichts der hohen Konzentration der Presse 
weitere Medienverflechtungen für äußerst bedenk-
lich, soweit sie geeignet sind, den Substitutionswett-
bewerb zwischen den verschiedenen Medienträ-
gern zu beeinträchtigen. Sie fordert daher in Anleh-
nung an ihr früheres Sondergutachten zu „Wettbe-
werbsproblemen bei der Einführung von privatem 
Hörfunk und Fernsehen" (Sondergutachten Nr. 11 
vom November 1981), den Zugang zu den Neuen 
Medien für marktbeherrschende Presseverlage zu 
beschränken. 

Die Bundesregierung ist sich in der Zielsetzung mit 
der Kommission einig, die in den Neuen Medien lie-
genden Chancen für eine Verbesserung der Wettbe-
werbsbedingungen im gesamten Medienbereich 
möglichst weitgehend zu nutzen und Beeinträchti-
gungen des Substitutionswettbewerbs entgegenzu-
wirken. Sie vertritt jedoch die Auffassung, daß der 
Vorschlag der Kommission, die Erteilung von Rund-
funklizenzen einer wettbewerbsrechtlichen Kon-
trolle durch Bundesgesetz zu unterstellen, mit ver-
fassungsrechtlichen Risiken behaftet ist. Sie zieht 
den Versuch vor, die Länder für Lösungen zu ge-
winnen, mit denen dem Wettbewerbsgedanken im 
Grenzbereich von Medien- und Kartellrecht ange-
messen Rechnung getragen werden kann. 

6. Über die zentralen statistischen Untersuchun-
gen hinaus hat die Monopolkommission zu zwei Be-
reichen Stellung genommen, die sowohl in der Pra-
xis des Bundeskartellamtes als auch in der Recht-
sprechung Probleme aufgeworfen haben. Dies ist 
zum einen „die sachliche Abgrenzung des relevan-
ten Marktes", zum anderen „die wettbewerbspoliti-
sche Beurteilung diversifizierender Zusammen-
schlüsse". Die Hinweise der Kommission hierzu er-
scheinen für die weitere Kartellrechtspraxis von er-
heblicher Bedeutung und dürften dazu beitragen, 
die zum Teil kontroversen wettbewerbsrechtlichen 
Standpunkte bei der Marktabgrenzung, insbeson-
dere auf der Nachfrageseite, zu klären und in der 
Beurteilung von Zusammenschlüssen, an denen Un-
ternehmen verschiedener Branchen beteiligt sind, 
größere Rechtssicherheit zu schaffen. 

II. Stand und Entwicklung der 
Angebotskonzentration nach Güterklassen 
(Kapitel I) und der 
Unternehmenskonzentration in den 
Wirtschaftszweigen des Produzierenden 
Gewerbes (Kapitel II), sowie im Bereich von 
Großunternehmen (Kapitel III) und der 
Pressewirtschaft (Kapitel V) 

Die Monopolkommission untersucht seit ihrem 
vierten Hauptgutachten (1980/81) die Konzentra-
tion auch unter Verwendung der nach Güterarten 
klassifizierten Produktionsstatistik. Sie ermittelt 

daraus die sog. Angebotskonzentration, d. h. die An-
teile der 3, 6, 10, 25 und 50 größten Anbieter am Wert 
der Absatzproduktion der einzelnen Güterarten. 
Diese Methode stellt in der Tat die derzeit bestmög-
liche Annäherung an das wettbewerbspolitische 
Kriterium der horizontalen Konzentration auf dem 
relevanten Markt dar. Die bisher angewandte — 
und  fortgeführte — Methode der Ermittlung der 
sog. Unternehmenskonzentration, rechnet dagegen 
den gesamten Umsatz des jeweils erfaßten Unter-
nehmens der Branche zu, in der das Unternehmen 
seinen Schwerpunkt hat. Sie ist daher geeignet, die 
potentielle Konkurrenz zu erfassen. 

Seit dem vierten Hauptgutachten stützt die Mono-
polkommission die Konzentrationserfassung der 
Großunternehmen vor allem auf das Merkmal der 
Wertschöpfung anstelle des Umsatzes. Unverändert 
blieb dagegen das Ermittlungsverfahren bei der 
Pressekonzentration, das auf der Pressestatistik ba-
siert. 

A. Angebotskonzentration 

7. Gegenüber dem letzten Hauptgutachten hat die 
Monopolkommission ihr bewährtes konzentrations-
statistisches Instrumentarium im wesentlichen un-
verändert gelassen. Neben Konzentrationskoeffi-
zienten wird unter anderem wieder der Herfindahl-
Index berechnet; auf die Berechnung des Linda

-

Indexes wurde aus Gründen der Praktikabilität in 
diesem Gutachten wieder verzichtet. Für die Aussa-
gekraft der Aufbereitung der amtlichen Statistik im 
Produzierenden Gewerbe durch die Kommission ist 
es von großem Gewinn, daß besonderes Gewicht auf 
den Vergleich im Zeitablauf gelegt wurde. 

Die Kommission führt ihre bereits im letzten 
Hauptgutachten begonnene Untersuchung von 
Stand und Entwicklung der horizontalen Konzen-
tration nach Güterklassen fort. Dadurch will sie 
dem wettbewerbspolitischen Kriterium der Kon-
zentration des Güterangebots auf den einzelnen re-
levanten Märkten, so weit wie das derzeit möglich 
ist, Rechnung tragen (Tz. 150). Für die Jahre 1978, 
1980 und 1982 liegen nunmehr weitgehend ver-
gleichbare statistische Kennzahlen zur horizonta-
len Konzentration vor (Tz. 154). 

Die Entwicklung der Angebotskonzentration ist 
nach Einschätzung der Kommission in den einzel-
nen Güterklassen sehr unterschiedlich verlaufen. 
Der durchschnittliche Konzentrationskoeffizient 
der jeweils drei größten Anbieter sei leicht an-
gestiegen auf einen (ungewogenen) Anteil von 
39,0 v. H am Produktionswert (Tz. 164 ff., 173 ff.), was 
weniger auf eine Verringerung der Anbieterzahl als 
eine Verschiebung der Marktanteile zugunsten der 
größten Anbieter zurückzuführen sei (Tz. 182). 

Die Bundesregierung sieht in der Untersuchung der 
Angebotskonzentration einen wichtigen Beitrag zur 
Beobachtung der Angebotsstruktur. Mit ihrer kon-
zentrationsstatistischen Arbeit legt die Kommis-
sion eine wertvolle Basis insbesondere für die län-
gerfristige Analyse der horizontalen Konzentration 
und der Gründe ihrer Entwicklung. Rückschlüsse 
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auf die Änderung der Wettbewerbsverhältnisse auf 
einzelnen Märkten würden freilich — wie die Korn-
mission selbst nicht zuletzt auch unter Hinweis auf 
den begrenzten Beobachtungszeitraum von vier 
Jahren einräumt — außer längeren Zeitreihen zu-
sätzliche Informationen und eine weitergehende 
Analyse erfordern. Eine solche Analyse hätte vor 
allem den Einfluß des Außenhandels und die jewei-
lige Angebots- und Nachfragesituation auf den ein-
zelnen relevanten Märkten zu berücksichtigen. 

B. Unternehmenskonzentration 

8. Die Statistik der Unternehmenskonzentration 
in den Wirtschaftszweigen hat zum Ziel, aus den 
Verteilungen von Umsatz, Beschäftigung, Wert-
schöpfung (Census Value Added), Betriebsstätten 
und Investitionen Aussagen über die strukturellen 
Wettbewerbsbedingungen in den einzelnen Bran-
chen abzuleiten. Aus dieser Untersuchung gewinnt 
die Kommission Erkenntnisse über Ausmaß und 
Entwicklung der potentiellen Konkurrenz von Un-
ternehmen, die demselben Wirtschaftszweig zuzu-
rechnen sind und die in der Regel verwandte tech-
nologische Grundlagen aufweisen (Tz. 186 ff.). Sie 
weist im Einklang mit Untersuchungen des Statisti-
schen Bundesamtes darauf hin, daß sich die Diver-
sifikation von Unternehmen vorwiegend innerhalb 
ihrer eigenen Branche, zum Teil auch in vor- und 
nachgelagerten Wirtschaftsbereichen abspielt. 

Zwischen den einzelnen Wirtschaftszweigen wur-
den erhebliche Schwankungen im Grad der Um-
satzkonzentration festgestellt. Gemessen am Anteil 
der jeweils drei größten Unternehmen eines Wirt-
schaftszweigs betrug er 1981 im Bergbau und im 
Verarbeitenden Gewerbe durchschnittlich 28,4 v. H. 
und im Baugewerbe 11,4 v. H. (ungewogen) (Tz. 
209 ff.). Die Kommission kommt zu dem Ergebnis, 
daß in den von konjunkturellen Schwächen gepräg-
ten Jahren 1979 bis 1981 die Konzentration in der 
überwiegenden Zahl der Wirtschaftszweige wieder 
zugenommen hat, nachdem sie in der Berichtspe-
riode 1977 bis 1979 insgesamt stagniert hatte. Dabei 
ist jedoch zu berücksichtigen, daß sich hinter dieser 
globalen Aussage eine Vielzahl höchst unterschied-
licher Entwicklungen in den einzelnen Wirtschafts-
zweigen verbirgt (Tz. 260 ff.). Als einen Hauptgrund 
für das Fortschreiten der Unternehmenskonzentra-
tion vermutet die Monopolkommission die wirt-
schaftliche Schwächephase nach dem konjunktu-
rellen Aufschwung 1977/79. 

Angesichts dieser generellen konzentrationsstati-
stischen Datenlage sieht die Bundesregierung kei-
nen Anlaß, von ihrer für die laufende Legislaturpe-
riode verfolgten Linie der Konstanz der wettbe-
werbsrechtlichen Rahmenbedingungen abzugehen. 

Konstante wettbewerbsrechtliche Rahmenbedin-
gungen sind in der Tat ein wichtiges Element zur 
Erhaltung eines investitions-, wachstums- und be-
schäftigungsfreundlichen Klimas. Zudem ist zu be-
rücksichtigen, daß möglichen Gefährdungen des 
Wettbewerbs maßgeblich durch außerhalb des 
Wettbewerbsrechts liegende Instrumente entgegen-
gewirkt werden kann. So können vor allem ein in- 

novations- und gründungsfreundliches wirtschafts-
politisches Umfeld und die volle Entfaltung des in-
ternationalen Wettbewerbs äußerst wirkungsvoll 
zur Sicherung flexibler Wettbewerbsstrukturen im 
Inland beitragen. Gerade auf diesen Gebieten ist 
die Bundesregierung in den letzten Jahren aktiv 
geworden. 

Gleichwohl hält die Bundesregierung eine genaue 
Beobachtung der Konzentrationsentwicklung für 
unerläßlich, schon um kritische Entwicklungen im 
einzelnen verfolgen zu können. In dem Zusammen-
hang verlangt insbesondere die Konzentrationsent-
wicklung im Handel, namentlich im Lebensmittel-
handel, erhöhte Aufmerksamkeit, um wettbewerbs

- 

und mittelstandspolitischen Gefahren rechtzeitig 
begegnen zu können. Die Bundesregierung begrüßt 
es, daß die Monopolkommission mit ihrem Sonder-
gutachten über die Konzentrationsentwicklung im 
Lebensmittelhandel eine vertiefte Untersuchung 
zur Handelsproblematik vorgelegt hat. Sie wird die 
Untersuchungsergebnisse der Monopolkommission 
mit den betroffenen Wirtschaftskreisen intensiv er-
örtern und daraus entsprechende Schlußfolgerun-
gen ziehen. 

C. Die „100 Größten" 

9. Bei der Untersuchung der Konzentration von 
Großunternehmen (aggregierte Konzentration) 
stellt die Kommission die Rangfolge der 100 größ-
ten Unternehmen nach der über die Branchengren-
zen hinweg vergleichbaren Wertschöpfung in den 
Mittelpunkt ihrer Betrachtung. Daneben hat sie 
fünf getrennte Rangfolgen für die Bereiche der In-
dustrie, des Handels, des Kredit- und Versiche-
rungsgewerbes sowie des Verkehrs- und Dienstlei-
stungsgewerbes ermittelt. Aus der Entwicklung der 
100 größten Unternehmen (Konzerne) im Verhält-
nis zur gesamten Wirtschaft zieht die Monopolkom-
mission Schlußfolgerungen auf Ausmaß und Verän-
derungen marktübergreifender wirtschaftlicher 
Macht (aggregierte Konzentration). Zudem sind für 
diesen überschaubaren Kreis von Unternehmen 
Analysen möglich, die sonst wegen der großen Zahl 
der Untersuchungseinheiten nicht realisierbar 
sind. 

Der Anteil der „100 Größten" an der Wertschöpfung 
aller Unternehmen in der Bundesrepublik Deutsch-
land hatte sich, wie die Kommission ausführt, 1982 
gegenüber 1978 und 1980 leicht verringert (Tz. 
339f.). Auch der Anteil der seit langem nahezu 
gleich besetzten Spitzengruppe der zehn größten 
Unternehmen, auf die allerdings immer noch gut 
7 v. H. der Wertschöpfung aller Unternehmen ent-
fielen, sei von 1980 bis 1982 zurückgegangen, nach-
dem er zuvor seit 1970 angestiegen war (Tz. 343 ff.). 
Zwischen 1980 und 1982 seien die Beteiligungsver-
hältnisse innerhalb der Gruppe der „100 Größten" 
im wesentlichen stabil geblieben (Tz. 367 ff., 374). 
Nach wie vor gehörten diese Unternehmen aber zu 
den zusammenschlußaktivsten der Wirtschaft; sie 
seien zu mehr als einem Drittel an der Zahl der 
beim Bundeskartellamt 1982/83 angezeigten Zu-
sammenschlüsse beteiligt gewesen (Tz. 404 ff.). Im 
internationalen Vergleich seien die zehn umsatz- 
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stärksten deutschen Unternehmen unter den 100  

größten der Welt zu finden (Tz. 362 ff.). 

10. Die Bundesregierung hält die Feststellung der 
Kommission, daß der Anteil der „100 Größten" wie 
auch der „10 Größten" an der Wertschöpfung aller 
Unternehmen in letzter Zeit nicht mehr zugenom-
men, sondern sogar leicht abgenommen hat, für ein 
wichtiges Ergebnis dieses Hauptgutachtens. Hier 
deutet sich an, daß in einer Marktwirtschaft Kräfte 
angelegt sind, die der Zusammenballung wirtschaft-
licher Macht Grenzen setzen können. Die Grenzli-
nien werden durch die Arbeitsteilung zwischen Un-
ternehmen verschiedener Größe bestimmt. Die wei-
tere Entwicklung der Konzentration der Großunter-
nehmen, insbesondere auch ihre Zusammenschluß-
aktivitäten sowie Grad und Struktur der Verflech-
tungen, werden weiterhin aufmerksam zu beobach-
ten sein. Die Aussagekraft solcher Untersuchungen 
ist durch die im letzten Hauptgutachten erstmals 
als Vergleichsmaßstab verwendete Wertschöpfung 
erheblich gestärkt worden. 

D. Pressekonzentration 

11. Zur Konzentrationsentwicklung in der Presse 
setzt die Monopolkommission ihre Analyse auf der 
Basis der amtlichen Pressestatistik bis zum Jahre 
1981 fort. Sie stellt fest, daß bei stetig wachsendem 
Umsatz die Umsatzkonzentration der Presseunter-
nehmen im Berichtszeitraum leicht rückläufig war. 
Die Umsatzkonzentration stellt nach Auffassung 
der Kommission einen Grobindikator für das Aus-
maß der wirtschaftlichen Konzentration dar. Wäh-
rend die rückläufige Tendenz der bisher verzeich-
neten Entwicklung bei Zeitschriftenunternehmen 
entsprach, ist sie nach Ansicht der Kommission bei 
den Zeitungsunternehmen ein Indiz für eine Trend-
wende. Dort war bisher eine konzentrative Tendenz 
vorherrschend (Tz. 237). 

Die Kommission unterstreicht, daß seit 1975 im Zei-
tungsbereich eine relative Strukturkonstanz be-
steht, während die Anzahl der Zeitschriftenunter-
nehmen und der verlegten Zeitschriften sowie ihre 
Auflage seither beständig zugenommen haben. An-
gesichts dieses langfristig außerordentlich starken 
Trends vermutet die Kommission, daß sich die fest-
gestellten Entwicklungslinien auch in Zukunft fort-
setzen werden (Tz. 552). 

Die Bundesregierung bedauert, daß die Monopol-
kommission ihre Untersuchung über die Besitz-
und Beteiligungsverhältnisse im Pressebereich 
nicht hat auftragsgemäß fortsetzen können, weil die 
mangelnde Beteiligung der Presseunternehmen bei 
der Datenerhebung keine repräsentative Auswer-
tung zuließ. Sie hält allerdings an ihrer Auffassung 
fest, daß derzeit ein Enquete-Recht für die Monopol-
kommission ebenso wie eine Ergänzung der Presse-
statistik um Angaben über die Beteiligungsverhält-
nisse nicht dringlich erscheinen. Die Bundesregie-
rung appelliert an die Unternehmen, die Monopol-
kommission bei ihren Arbeiten zu unterstützen, da-
mit gesetzliche Forderungen nach Regelungen im 
Bereich des Enquete-Wesens oder der Pressestati-
stik der Boden entzogen ist. 

III. Praxis der Mißbrauchsaufsicht über 
marktbeherrschende Unternehmen und 
der Fusionskontrolle 
(Zu Kapitel IV des Gutachtens) 

A. Mißbrauchsaufsicht 

12. Im Bereich der Mißbrauchsaufsicht über 
marktbeherrschende Unternehmen hat die Mono-
polkommission eine Reihe von Verfahren gegen Be-
hinderungs- und Ausbeutungsmißbrauch wegen ih-
rer exemplarischen Bedeutung herausgegriffen. Sie 
hat das Vorgehen des Bundeskartellamts gegen Ra-
battsysteme marktbeherrschender Unternehmen 
begrüßt, soweit die Rabatte ungerechtfertigte An-
reize zur Bezugskonzentration setzen. Umsatzstei-
gerungsrabatte, die als wirtschaftlicher Treuerabatt 
den Abnehmer zwingen, den Bezug seiner Produkte 
auf den marktbeherrschenden Anbieter zu konzen-
trieren, vermindern nach Auffassung der Kommis-
sion die Auswahlmöglichkeiten der Verbraucher 
und führen zu einer Abschottung und Erstarrung 
der Märkte (Tz. 410f.). 

Kritik äußert die Kommission an einer Entschei-
dung des Bundesgerichtshofs zu Zwangskombina-
tionstarifen im Pressesektor, deren Zulässigkeit 
das Gericht nach einer umfangreichen Abwägung 
der Interessen der betroffenen Zeitungsunterneh-
men und Inserenten bejaht hatte. Nach Ansicht der 
Kommission sind derartige Koppelungspraktiken 
eines marktbeherrschenden Unternehmens gene-
rell mißbräuchlich, da sie dem Leistungsprinzip des 
Wettbewerbs widersprächen und den Marktzutritt 
insbesondere auch für kleine und mittlere Unter-
nehmen erschweren würden. Damit sei regelmäßig 
eine erhebliche Beeinträchtigung des Wettbewerbs 
verbunden (Tz. 413). 

Entsprechend ihrer grundsätzlichen Zurückhaltung 
gegenüber der kartellrechtlichen Kontrolle von 
Ausbeutungsmißbräuchen weist die Kommission 
im Zusammenhang mit dem „Euglukon-Verfahren" 
des Bundeskartellamts darauf hin, daß das an sich 
gesetzlich zulässige Konzept der Gewinnüberprü-
fung bei der Beurteilung der mißbräuchlichen 
Preishöhe in Pharmafällen gleichgroße Unsicher-
heiten mit sich brächte, wie eine Anwendung des 
Vergleichmarktskonzepts (Tz. 415). 

Die Bundesregierung sieht die Praxis der Miß-
brauchsaufsicht des Bundeskartellamts durch die 
Analyse der Kommission im wesentlichen bestätigt. 
Sie teilt die in mehreren Gutachten der Kommis-
sion deutlich gewordene Skepsis, mit den Mitteln 
der Verhaltenskontrolle wettbewerbsgefährdende 
Strategien der Marktbeteiligten verhindern zu kön-
nen, wenn die Märkte bereits weitgehend durch 
marktbeherrschende Stellungen geprägt sind. Dies 
gilt um so mehr für die Bekämpfung von Preismiß-
bräuchen, wo ein zuverlässiger Maßstab für den 
wettbewerbskonformen Preis — wie die Kommis-
sion zu Recht feststellt — nur schwer zu ermitteln 
ist. 

Es kommt daher nach Auffassung der Bundesregie-
rung darauf an, die Wettbewerbspolitik vorrangig 
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gegen den Aufbau überragender Marktstellungen 
zu richten. Dementsprechend sollte sich die Wettbe-
werbsaufsicht darauf konzentrieren, wettbewerbs-
konforme Marktstrukturen zu ermöglichen. Hierzu 
kann im Rahmen der Mißbrauchsaufsicht vor allem 
ein entschiedenes Vorgehen gegen Behinderungs-
mißbräuche beitragen, die bestehende konzentra-
tive Tendenzen erfahrungsgemäß erheblich verstär-
ken können. Die Bundesregierung teilt die Auffas-
sung der Kommission, daß es hierfür aus derzeiti-
ger Sicht keiner neuen Verschärfung der kartell-
rechtlichen Vorschriften bedarf. 

B. Fusionskontrolle 

13. Die Monopolkommission ist erneut einer 
Reihe wichtiger Rechtsfragen nachgegangen, die 
für die Praxis der Fusionskontrolle von erheblicher 
Bedeutung sind. Im Vordergrund ihrer Untersu-
chungen standen insbesondere die Frage des Zu-
sammenschlußtatbestandes (Tz. 427 ff.), die Verstär-
kung von Wettbewerbsbeschränkungen durch be-
stimmte Zusammenschlüsse (Tz. 318 ff.), das Ver-
hältnis von Verhaltens- und Strukturkriterien in 
der Fusionskontrolle (Tz. 466 ff.), die Rolle der 
Marktbeherrschungsvermutungen (Tz. 435 ff.) so-
wie die Zusagenpraxis des Bundeskartellamtes 
(Tz. 500 ff.). 

14. In ihrer Analyse fusionskontrollstatistischer 
Daten kommt die Monopolkommission zu dem Er-
gebnis, daß die Gesamtzahl der Zusammenschlüsse 
im Berichtszeitraum 1982/83 mit 1109 Zusammen-
schlüssen im Vergleich zu den Jahren 1980/81 rück-
läufig war (Tz. 419). Zugleich hätten auch die Unter-
sagungen mit 10 Fällen gegenüber 21 in der voraus-
gegangenen Berichtsperiode deutlich abgenommen 
(Tz. 422). Die Monopolkommission schließt nicht 
aus, daß der Höhepunkt der Zusammenschluß-
aktivitäten auch längerfristig überschritten sein 
könnte. 

Außerdem stellt sie fest, daß sich die Praxis des 
Bundeskartellamtes in der überwiegenden Zahl der 
Fusionskontrollverfahren inzwischen auf gesi-
cherte Rechtsauffassungen stützen kann. Sie geht 
daher davon aus, daß die Fusionskontrolle bereits 
im Vorfeld der förmlichen Rechtsanwendung erheb

-

liche Wirkungen entfaltet, da die Unternehmen von 
fusionskontrollrechtlich aussichtslosen Zusammen-
schlußvorhaben von vornherein absehen würden. 
Von den bisher nachgewiesenen 96 Fällen, in denen 
Unternehmen ihre Zusammenschlußvorhaben auf-
grund der Bedenken des Bundeskartellamtes auf-
gegeben haben, seien 15 allein auf den Berichtszeit

-

raum 1982/83 entfallen. 

Die Bundesregierung teilt die Einschätzung der 
Monopolkommission, daß die in der Praxis gewon-
nene Rechtssicherheit die Kalkulierbarkeit der Fu-
sionskontrolle für die Unternehmen deutlich ver-
bessert hat. Sie begrüßt, daß sich seit Inkrafttreten 
der vierten Kartellnovelle im Jahre 1980 eine ver-
läßliche rechtliche Basis entwickelt hat, die geeig-
net ist, die Vorfeldwirkung des Gesetzes erheblich 
zu verstärken. 

15. Mit ihren Ausführungen zum Verhältnis der 
Verhaltens- und Strukturkriterien in der Zusam-
menschlußkontrolle (Tz. 466 f.) hat die Kommission 
ihre Auffassung bekräftigt, daß es Aufgabe der Zu-
sammenschlußkontrolle ist, die Verschlechterung 
von Marktverhältnissen durch Strukturverände-
rungen zu verhindern. Die Strukturdaten eines 
Marktes bilden daher die maßgeblichen Determi-
nanten für die Wettbewerbsverhältnisse. Selbst 
temporärer wesentlicher Wettbewerb könne dem-
nach eine aus den Strukturkriterien des § 22 Abs. 1 
Nr. 2 GWB abzuleitende überragende Marktstellung 
nur dann ausschließen, wenn dieser Wettbewerb 
seinerseits durch besondere strukturelle Merkmale 
gesichert sei (Tz. 470f.). 

Die Bundesregierung hält mit der Monopolkommis-
sion an einer an Marktstrukturen orientierten Zu-
sammenschlußkontrolle fest. Dem entspricht auch 
die Praxis des Bundeskartellamtes und die jüngste 
Entscheidungspraxis des Kammergerichtes in den 
Fällen Rheinmetall/WMF und METRO/Kaufhof. 
Sie weist allerdings darauf hin, daß sich die Frage, 
ob und inwieweit wesentlicher Wettbewerb struktu-
rell im Markt verankert ist, nur unter Berücksichti-
gung der besonderen Umstände des Einzelfalles zu-
treffend abschätzen läßt. Neben den Marktanteilen 
auf dem Inlandsmarkt kommt insbesondere auch 
den Marktzutrittsschranken, dem potentiellen 
Wettbewerb in- und ausländischer Anbieter, natio-
nalen sowie weltweiten Überkapazitäten, der 
Marktphase und dem Reifegrad der Produkte er-
hebliche Bedeutung zu. Es bleibt dabei abzuwarten, 
wie sich die Rechtsprechung zu den sich bei der 
Strukturbetrachtung stellenden Abwägungsfragen 
entwickeln wird. 

16. Die Monopolkommission hat sich erneut mit 
der Zusagenpraxis des Bundeskartellamtes befaßt 
(Tz. 500 ff.) und im Zusammenhang mit dem Zusam-
menschlußfall Philips/Grundig auf mögliche Fehl-
entwicklungen hingewiesen, wenn es das Bundes-
kartellamt versäumen sollte, die Erfüllung der Zu-
sage rechtlich ausreichend abzusichern. Sie sieht — 
im Einklang mit den in ihren früheren Hauptgut-
achten entwickelten Vorstellungen — in der Ein-
führung einer gesetzlichen Auflagenkompetenz zu-
gunsten des Bundeskartellamtes ein geeignetes 
Mittel, die mit den Zusagen vefolgten wettbewerbli-
chen Ziele durchzusetzen. 

Die Bundesregierung ist sich mit der Monopolkom-
mission einig, daß von Zusagen entsprechend der 
bisherigen Praxis des Bundeskartellamtes grund-
sätzlich nur zurückhaltend Gebrauch gemacht wer-
den sollte, zumal es zur Frage der Durchsetzung 
solcher Zusagen noch keine gerichtliche Entschei-
dung gibt. Demzufolge besteht derzeit auch noch 
keine einheitliche Praxis zur Absicherung von Zu-
sagen. Es wird daher vom jeweiligen Einzelfall ab-
hängen, wie die Einhaltung einer Zusage rechtlich 
am besten zu gewährleisten ist. Dabei kann sicher 
auch der von der Monopolkommission gewiesene 
Weg eines Wiedereintritts in das Untersagungsver-
fahren in Betracht kommen. Der von der Kommis-
sion ebenfalls befürwortete unmittelbare Eintritt in 
das Auflösungsverfahren erscheint — zumindest 
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auf der Basis des geltenden Rechts — problema-
tisch, weil danach eine Auflösungsentscheidung des 
Amtes eine Untersagungsverfügung voraussetzt. 

Dem Gedanken der Monopolkommission, die Zusa-
genregelungen durch entsprechende Auflagenbe-
fugnisse des Bundeskartellamtes zu ersetzen, ver-
mag sich die Bundesregierung nach wie vor nicht 
anzuschließen, vor allem weil die erhebliche Gefahr 
bestünde, statt der Untersagung kartellrechtlich un-
zulässiger Zusammenschlüsse künftig die Aufla-
genentscheidung zur praktischen Regel zu machen. 
Abgesehen von den hiermit verbundenen ordnungs-
politischen Risiken einer laufenden Verhaltenskon-
trolle wäre auch eine Aushöhlung der präventiven 
Fusionskontrolle zu befürchten, wenn nach dem 
Vollzug des Zusammenschlusses verstärkt gericht-
lich über die Berechtigung der Auflage gestritten 
werden könnte. 

IV. Wettbewerbsprobleme bei der Verbreitung der 
Neuen Medien 
(Zu Kapitel VI des Gutachtens) 

17. Zur Frage der Neuen Medien hat die Monopol-
kommission ihre früheren Untersuchungen aus ih-
rem Sondergutachten 11, das sich mit der Einfüh-
rung von privatem Hörfunk und Fernsehen befaßte, 
weitergeführt und sich dabei insbesondere mit den 
Wettbewerbseinflüssen zwischen klassischen und 
Neuen Medien näher auseinandergesetzt. Zu den 
vier Kabelfernsehpilotprojekten (Dortmund, Mün-
chen, Berlin, Ludwigshafen) bemerkt sie, daß es 
sich heute weniger um Versuchsobjekte, sondern 
mehr um medienpolitische Demonstrationsmaß-
nahmen handele (Tz. 555 ff.). Darüber hinaus stellt 
sie den Stand des Satellitenfernsehens (Tz. 562 ff.) 
sowie von Bildschirm- und Videotext (Tz. 566 bis 
574) dar. 

Nach Auffassung der Monopolkommission er-
scheint es wegen der Eigenarten der einzelnen Me-
dien unwahrscheinlich, daß es im publizistischen 
Bereich zu einer Verdrängung der Printmedien 
durch neue Medienangebote kommen wird. Sie geht 
davon aus, daß der publizistische Wettbewerb zwi-
schen elektronischen und Printmedien eher kom-
plementären als substitutiven Charakter habe, al-
lerdings könne Kabelfernsehen in der Form von 
Pay-TV Rückwirkungen für die Filmtheater haben 
(Tz. 575 f.). Außerdem sei auf den Werbemärkten 
eher mit Veränderungen zu rechnen. Auch hier 
überwiege zwar wegen der begrenzten Austausch-
barkeit der einzelnen Werbeträger der komplemen-
täre Wettbewerb. Die Kommission erwartet aber in-
folge des intermediären Wettbewerbs zwischen 
neuen und klassischen Medien eine geänderte 
Schwerpunktverteilung auf den Werbemärkten 
(Tz. 577 ff.). Satellitenprogramme hätten Auswir-
kungen für die Werbehaushalte der öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten und bundesweit 
verbreiteten Zeitschriften. Das lokale und regionale 
Kabelfernsehen, auch soweit es Satellitenrundfunk 
verbreite, werde voraussichtlich dazu führen, daß 
Anzeigen mit Massenwirkung oder Imagewerbung 
stärker auf die elektronischen Medien übergehen, 

während Anzeigen mit Selektionswirkung, die spe-
zielle Kaufinteressen auf lokalen Märkten anspre-
chen, den Zeitungen vorbehalten blieben (Tz. 579). 
Bildschirmtext könnte die selektive Werbung von 
Tageszeitungen oder Fachzeitschriften teilweise er-
setzen, was vor allem für nachrangige Tageszeitun-
gen lokaler Verbreitung Bedeutung haben könne. 
Die Kommission rechnet jedoch damit, daß wegen 
der vorrangig geschäftlichen Nutzung von Bild-
schirmtext sich die Überschneidungen im Werbebe-
reich nur begrenzt auf die Tageszeitungen auswir-
ken werden (Tz. 580). Wegen seiner geringen Bedeu-
tung als Serviceleistung der öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkanstalten werde Videotext kaum gravie-
rende wirtschaftliche Folgen für die Presse haben 
(Tz. 578). 

Insgesamt sei eine Verdrängung der Printmedien 
nicht zu befürchten, auch wenn sich die Werbeein-
nahmen der Presseverlage verringern dürften. Al-
lerdings könnte die Beteiligung marktbeherrschen-
der Zeitungsverlage an den Neuen Medien, insbe-
sondere kleine Presseunternehmen, die nicht über 
lokale oder regionale Monopolstellungen verfüg-
ten, in wirtschaftliche Schwierigkeiten bringen 
(Tz. 581). 

Die von den Zeitungsverlagen vertretene Auffas-
sung, die zu erwartenden Verdrängungswirkungen 
erforderten eine möglichst ungehinderte Beteili-
gung der Printmedien an den neuen elektronischen 
Medien, hält die Kommission nicht für stichhaltig. 
Solche Wirkungen würden, falls es dazu überhaupt 
komme, unabhängig von den Eigentumsverhältnis-
sen auch innerhalb diversifizierter Medien-Konglo-
merate eintreten. Von diesen sei eine dauerhafte 
unternehmensinterne Subventionierung unrentabel 
gewordener Printmedienbereiche weder zu erwar-
ten noch wünschenswert. Auch wenn Multimedia

-

Unternehmen Kosteneinsparungen und Verbund-
vorteile infolge einer Mehrfachnutzung von Infor-
mationen in unterschiedlichen Medien realisieren 
sollten, würde zwar das Medienangebot kostengün-
stig ausgeweitet. Eine Erweiterung der Meinungs-
vielfalt werde aber nicht erreicht, wenn das Infor-
mationsangebot nur von einer begrenzten Zahl 
wirtschaftlich unabhängiger Verlage bereitgestellt 
würde (Tz. 582). 

18. Angesichts der Schwierigkeiten, die wirt-
schaftlichen und wettbewerblichen Auswirkungen 
der Neuen Medien auf das Pressewesen abzuschät-
zen, begrüßt es die Bundesregierung, daß die Mono-
polkommission die sich im Medienbereich stellen-
den Wettbewerbsprobleme mit besonderer Auf-
merksamkeit analysiert hat. Sie ist mit der Kom-
mission im Ergebnis einig, daß die Neuen Medien 
nicht zu einer Existenzgefährdung des Pressewe-
sens führen werden, weil die Wettbewerbsbeziehun-
gen zwischen alten und Neuen Medien vor allem im 
publizistischen Bereich insgesamt eher komple-
mentärer als substitutiver Art sind; Wettbewerbs-
verschiebungen könnten sich jedoch auf dem Wer-
bemarkt ergeben, wenn die erweiterten Werbemög-
lichkeiten nicht zu einer Aufstockung der Werbe-
etats führen. Trotz der gesetzgeberischen und un-
ternehmerischen Entscheidungen in bezug auf den 
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bundesweiten Rundfunkmarkt betrachtet die Bun-
desregierung die laufenden Kabelpilotprojekte 
nach wie vor als nützlichen Test für die Anwen-
dungsmöglichkeiten und die Akzeptanz des Kabel-
rundfunks beim Publikum. Nunmehr kommt es dar-
auf an, möglichst umfangreiche praxisbezogene 
Kenntnisse zur Entfaltung des im Kabelrundfunk 
liegenden technischen, wirtschaftlichen und me-
dienpolitischen Potentials zu gewinnen. Die weite-
ren Entwicklungen, insbesondere die Wechselbezie-
hungen zwischen alten und Neuen Medien auf dem 
Werbemarkt werden sorgfältig zu beobachten sein. 

Was den Wettbewerbseinfluß der Neuen Medien auf 
die Werbung der Printmedien im einzelnen betrifft, 
so teilt die Bundesregierung die Einschätzung der 
Kommission, daß Bildschirm- und Videotext für die 
Presse voraussichtlich kaum gravierende Probleme 
mit sich bringen werden. Dies gilt für Bildschirm-
text allerdings weniger aufgrund der wohl zutref-
fenden Prognose, daß dieses Medium zu erhebli-
chen Teilen zunächst geschäftlich und nicht vom 
großen Publikum genutzt werden wird. Vielmehr 
dürften die niedrigen Marktzutrittsschranken dazu 
führen, daß sich auch kleine, wettbewerblich aktive 
Presseverlage dieses Mediums bedienen können, 
um Einbußen im lokalen oder regionalen Werbeauf-
kommen durch eigene Bildschirmtextangebote auf-
zufangen. Auch bei Bildschirm- und Videotext wer-
den allerdings die weiteren technischen und wirt-
schaftlichen Entwicklungen und ihre Auswirkun-
gen auf Leser- und Werbemarkt der Printmedien 
sorgfältig zu beobachten sein. 

Kabel und Satellit werden die Knappheit der Sen-
defrequenzen beseitigen, die bisher einer Auswei-
tung des Programmangebots entgegenstand. Die 
Auswirkungen dieser Entwicklung auf die Regio-
nal-/Lokalpresse sind vor allem davon abhängig, in-
wieweit diese Techniken für Programme mit loka-
lem und regionalem Inhalt genutzt werden. Voraus-
sichtlich wird der Hörfunk hier eine größere Rolle 
als das Fernsehen spielen. Dabei ist zu beachten, 
daß der Marktzutritt zum Hörfunk infolge verhält-
nismäßig geringer Programmkosten auch weniger 
finanzstarken Unternehmen, also auch den kleine-
ren Unternehmen offen steht. Insofern könnten 
durch Medienverbund gestärkte Verdrängungsef-
fekte im intramediären Wettbewerb durch eigene 
Aktivitäten der bedrohten Presseunternehmen im 
Hörfunk kompensiert werden. Lediglich das Fern-
sehen erfordert finanzielle Ressourcen in einem 
Ausmaß, das kleineren Zeitungsverlagen nicht zur 
Verfügung steht. Eine zusätzliche wettbewerbliche 
Bedrohung von nachrangigen oder finanzschwa-
chen Zeitungsverlagen dürfte daher vor allem vom 
lokalen und regionalen Fernsehen ausgehen, falls 
dieses in der Hand großer, marktbeherrschender 
Unternehmen zu Verdrängungsstrategien genutzt 
werden sollte. 

Angesichts der fortgeschrittenen Pressekonzentra-
tion vor allem auch im Bereich der regionalen und 
lokalen Tageszeitungen nimmt die Bundesregie-
rung ebenso wie die Monopolkommission die mit 
möglichen Verdrängungspraktiken verbundenen 
wettbewerblichen Probleme ernst. Sie sieht jedoch 

im Unterschied zur skeptischen Einstellung der 
Kommission in der Presse deshalb einen geeigne-
ten Veranstalter für privates Fernsehen, weil es ei-
ner auf Wettbewerb angelegten Wirtschaftsordnung 
eher entspricht, sich neu entwickelnde Märkte für 
alle Unternehmen offenzuhalten, die zu einem viel-
fältigen Angebot beitragen können. Dabei kommen 
erfahrungsgemäß in erster Linie solche Unterneh-
men in Betracht, die verwandtes Know-how und die 
nötigen technischen sowie finanziellen Ressourcen 
einbringen können und daher am ehesten in der 
Lage sind, auch gesamtwirtschaftlich kostengün-
stige Verbundvorteile zu realisieren. Ein Verzicht 
auf die Beteiligung dieser Unternehmen würde be-
deuten, daß die Entwicklung neuer Märkte er-
schwert oder gar verhindert würde mit allen negati-
ven Folgen für Wachstum und Beschäftigung. Die 
generelle Zurückhaltung der Kommission gegen-
über Medienkonglomeraten vermag die Bundesre-
gierung deshalb nicht zu teilen. Sie sieht auch in 
der Existenz großer Multimedia-Unternehmen 
keine zwangsläufige Bedrohung der Meinungsviel-
falt, solange auch andere Medienunternehmen die 
Möglichkeit haben, Verbundvorteile zu realisieren 
und damit ihre Existenz zu sichern. 

Aufgabe der Wirtschafts- und Wettbewerbspolitik 
bleibt es allerdings, gerade auch im Medienbereich 
— nicht zuletzt im Interesse der Medienvielfalt — 
dem Aufbau oder der Verstärkung marktbeherr-
schender Stellungen mit Entschiedenheit zu begeg-
nen. Mit dieser grundsätzlichen Zielrichtung ent-
spricht die Bundesregierung dem von der Monopol-
kommission verfolgten zentralen wettbewerbspoli-
tischen Anliegen, den Wettbewerb im Medienbe-
reich angesichts der von den Neuen Medien ausge-
henden Herausforderungen auch in Zukunft sicher-
zustellen. 

19. Nach Auffassung der Kommission ist es wegen 
der hohen Konzentration im Zeitungsbereich und 
angesichts der wettbewerblichen Auswirkungen 
des lokalen und regionalen Rundfunks insbeson-
dere auf nachrangige Zeitungen der betroffenen 
Region besonders wichtig, daß keine weiteren Me-
dienverflechtungen erfolgen, die geeignet sind, 
den Substitutionswettbewerb zu beeinträchtigen 
(Tz. 599). Aufgrund einer Analyse bestimmter, beim 
Bundeskartellamt durchgeführter Fusionskontroll

- 

und Kartellverfahren stellt die Kommission fest, 
daß das geltende Kartellrecht dieser Zielsetzung 
nur unvollkommen gerecht wird (Tz. 586 ff.). An-
hand von fünf Gemeinschaftsprojekten auf den 
Gebieten des Rundfunks und des Bildschirmtextes 
unterstreicht die Kommission die Schwierigkei-
ten, mit denen das Bundeskartellamt mangels aus-
reichender rundfunkrechtlicher Rahmenbedingun-
gen konfrontiert ist. Sie bedauert, daß die Lan-
desmediengesetze keine Zugangsbeschränkungen 
für marktbeherrschende Presseverlage vorsehen 
(Tz. 593 ff.). Der Zugang zum Privatfernsehen für 
Zeitungsverleger sei nach den bisherigen, im we-
sentlichen dem außenpluralistischen Rundfunkmo-
dell folgenden Mediengesetzen größtenteils unbe-
schränkt. Lediglich der CDU-Entwurf Hessen vom 
September 1982 sehe von einer Verlegerbeteiligung 
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ab, wenn bei Printmedien im Verbreitungsgebiet 
des Rundfunks eine Alleinstellung vorliegt. Diese 
ansatzweise Berücksichtigung von Wettbewerbs-
aspekten erscheint jedoch nach Auffassung der Mo-
nopolkommission zur Sicherung des Substitutions-
wettbewerbs keinesfalls ausreichend, zumal die 
Länder den Vorschlag der Kommission nicht aufge-
griffen hätten, bei den Neuen Rundfunkmedien auf 
Werbefinanzierung zu verzichten. Statt dessen 
werde vom Gesetzgeber dem Werbeaufkommen 
eine wesentliche Rolle als Finanzierungsquelle zu-
gewiesen. Ein Verzicht auf Werbung hätte demge-
genüber das Risiko der Verstärkung marktbeherr-
schender Stellungen von Zeitungsunternehmen er-
heblich gemindert und damit weiterer Konzentra-
tion vorgebeugt. 

Die Monopolkommission hält es vor diesem Hinter-
grund für unerläßlich, daß der Bundesgesetzgeber 
aus ordnungspolitischen Gründen die bestehenden 
Regelungslücken durch eine Ergänzung des Wett-
bewerbsrechts schließt. Die Kommission empfiehlt, 
die Erteilung von Rundfunklizenzen — durch 
Schaffung einer entsprechenden gesetzlichen Fik-
tion — wie Unternehmenszusammenschlüsse zu be-
handeln und damit einer wettbewerblichen Kon-
trolle durch das Kartellgesetz zu unterwerfen 
(Tz. 596 ff.). 

Damit könnten insbesondere auch die Einzeitungs-
gebiete stärker dem Wettbewerb geöffnet werden, 
wenn lokale oder regionale Zeitungsmonopole 
durch das Kartellrecht vom Zugang zu den Rund-
funkmärkten ihres Verbreitungsgebietes ausge-
schlossen würden. Zugleich könnte der Zugang zu 
den Neuen Medien für marktbeherrschende Me-
dienkonglomerate begrenzt werden (Tz. 603). 

Nach Ansicht der Kommission ist die vorgeschla-
gene Regelung auch verfassungsrechtlich zulässig. 
Die kartellrechtliche Kontrolle der Rundfunklizenz 
stelle sich als allgemeines Gesetz i. S. des Artikel 5 
Grundgesetz zur Kontrolle des Mißbrauchs wirt-
schaftlicher Macht dar. Hierfür habe der Bundesge-
setzgeber die Regelungskompetenz. Nach der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts sei 
für die Kompetenzabgrenzung zwischen Bund und 
Ländern auf die unmittelbar durch das zu beurtei-
lende Gesetz geregelte Materie, auf seine „wesens-
mäßige und historische Zugehörigkeit", auf das Mit-
tel und den Sachzusammenhang der konkreten Re-
gelung abzustellen. Bei der Anwendung dieser Kri-
terien auf den Vorschlag der Kommission ergebe 
sich, daß die Regelung ausschließlich dazu diene, in 
meinungsneutraler Weise spezielle Hindernisse 
auszuräumen, die einer Anwendung der allgemei-
nen Fusionskontrollvorschriften auf die Beteiligung 
der Presse am Rundfunk entgegenstünden 
(Tz. 598). 

20. Die Bundesregierung mißt im Einklang mit 
der Monopolkommission einem funktionsfähigen 
Substitutionswettbewerb im Medienberich beson-
dere Bedeutung bei. Sie ist darüber hinaus der Auf-
fassung, daß die in den Neuen Medien liegenden 
Chancen zur Auflockerung der Wettbewerbsver-
hältnisse wahrgenommen werden sollten. Sie sieht 
die Risiken, die sich ergeben können, wenn 

etablierte Medienunternehmen bestehende markt-
beherrschende Stellungen auf Leser- und Anzeigen-
märkten absichern und ihre Beteiligung an den 
Neuen Medien zu Verdrängungsstrategien nutzen. 
Die Gefahr, daß Medienunternehmen auf den 
neuen bundesweiten Rundfunkmärkten marktbe-
herrschende Stellungen aufbauen könnten, scheint 
der Bundesregierung gegenwärtig weniger gege-
ben. Der Rundfunk einschließlich der Rundfunk-
werbung war bisher ausschließlich Sache der öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten. Der Markt-
zutritt privater Anbieter würde nach Auffassung 
der Bundesregierung eine wettbewerbliche Auflok-
kerung bedeuten; auch der spätere Aufbau markt-
beherrschender Stellungen erscheint wenig wahr-
scheinlich, wenn die Bundesländer durch ihre me-
dienrechtliche Rahmensetzung dem öffentlichen 
Rundfunk weiterhin eine erhebliche Rolle als mei-
nungsbildender Faktor einräumen. 

Die Frage, ob bereits auf der Grundlage des gelten-
den Kartellrechts die Beeinträchtigung des Substi-
tutionswettbewerbs zu verhindern ist oder ob eine 
Ergänzung des Kartellrechts im Sinne der Vor-
schläge der Monopolkommission oder aufgrund al-
ternativer Überlegungen angezeigt ist, läßt sich 
nicht losgelöst vom medienrechtlichen Umfeld be-
urteilen. Das Medienrecht der Bundesländer setzt 
einen Rahmen für den Wettbewerb der Medienun-
ternehmen. Das Entstehen neuer Märkte und die 
Herausbildung von neuen Wettbewerbsbeziehun-
gen wird wesentlich durch medienrechtliche Vorga-
ben mitbestimmt. Dies zeigen auch die beim Bun-
deskartellamt bereits anhängig gewesenen und lau-
fenden Verfahren. 

Es läge daher im Interesse der Schaffung klarer 
ordnungspolitischer Rahmenbedingungen für 
Presse und Rundfunk, wenn diese Regelungszu-
sammenhänge stärker als bisher beachtet würden. 
Die Frage, ab welcher Zahl von Anbietern das 
Rundfunkrecht von Außenpluralität ausgeht, in 
welchem Umfang Werbefinanzierung zugelassen 
wird, ob eine Kumulation von Programmen in einer 
Hand zulässig ist, die Lizenzerteilung unter Bedin-
gungen begrenzter Übertragungskapazitäten und 
schließlich, welchen Beschränkungen marktbeherr-
schende Presseverlage im Rahmen der Zulassung 
unterliegen, beeinflussen das Ausmaß möglicher 
Konzentrationsrisiken und Machtballungen im Me-
dienbereich entscheidend mit. Zugleich ergeben 
sich hieraus Konsequenzen für die Notwendigkeit, 
das Kartellrecht neueren Entwicklungen im Me-
dienbereich anzupassen. Die Bundesregierung wird 
daher versuchen, die Länder für eine geeignete Ab-
stimmung der Mediengesetze und des Wettbe-
werbsrechtes zu gewinnen und darüber hinaus zu 
einer größeren Übereinstimmung in grundsätzli-
chen wettbewerbs- und medienpolitischen Zielset-
zungen zu gelangen. Dies hat die Bundesregierung 
auch in den am 13. März 1985 verabschiedeten „Vor-
stellungen des Bundes für eine Medienordnung der 
Zukunft" zum Ausdruck gebracht. 

21. Bei der Beurteilung der Frage, ob und inwie

-

weit das geltende Kartellrecht im Bereich der 
Neuen Medien eine Regelungslücke aufweist, ist 
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der Monopolkommission im wesentlichen zuzustim-
men, daß der Marktzutritt einzelner marktbeherr-
schender Presseunternehmen zu den Rundfunk-
märkten kartellrechtlich kaum greifbar erscheint, 
da kein Zusammenschlußtatbestand vorliegt und 
die Erfassung internen Wachstums im Rahmen der 
Mißbrauchsaufsicht einer marktbeherrschenden 
Stellung bisher nur rechtstheoretisch erwogen wor-
den ist. Daher liegt sicherlich der Schluß nahe, das 
geltende Kartellrecht messe mit zweierlei Maß: Es 
unterwerfe zwar Gemeinschaftsprojekte kleinerer 
Presseunternehmen auf den neuen Märkten einer 
Kontrolle, es klammere jedoch den — möglicher-
weise wettbewerblich problematischen — Marktzu-
tritt einzelner größerer Presseunternehmen aus sei-
nem Anwendungsbereich aus. Diese theoretische 
Regelungslücke wird aber nach Auffassung der 
Bundesregierung in absehbarer Zeit zumindest für 
den Bereich der Fernsehvollprogramme kaum 
praktische Auswirkungen haben, da auch große 
Verlagsunternehmen den Marktzutritt nur gemein-
sam mit anderen Partnern wagen werden. Damit 
unterliegen sie jedoch weitgehend der kartellrecht-
lichen Kontrolle. Inwieweit dies auch für Anbieter 
von lokalen und regionalen Teilprogrammen gilt, 
die ggf. in ein sog. Lokales Fenster  eines bun-
desweiten Rahmenprogramms eingefügt werden, 
hängt davon ab, ob diese regionalen/lokalen Anbie-
ter ihr Programm – entgegen dem derzeitigen 
Trend zu Gemeinschaftsprojekten — künftig in al-
leiniger Verantwortung verbreiten. Geschieht dies 
und läßt der Markt die Finanzierung mehrerer lo-
kaler/regionaler Programme nicht zu, so läßt sich 
nach dem derzeitigen Stand der Mediengesetzge-
bung und des Kartellrechts nicht ausschließen, daß 
marktbeherrschende Zeitungsverlage in ihrem Ver-
breitungsgebiet zugleich die einzigen Anbieter des 
regionalen und lokalen Fernsehens sein werden. 

Die Ursachen für die Notwendigkeit einer Realisie-
rung von Gemeinschaftsprojekten im Fernsehen 
sind vielgestaltig. Wie das Beispiel ausländischer 
Rundfunkmärkte zeigt, erlauben die Werbemärkte 
nur wenige Vollprogramme. Die hohen Programm-
herstellungskosten, der lange Vorfinanzierungszeit-
raum bis zum Abschluß kostendeckender Werbe-
aufträge oder von rentabilitätssichernden Abonne-
mentsverträgen verstärken den wirtschaftlichen 
Zwang für die Unternehmen, nach einer Risiko-
streuung zu suchen und die Kosten unter mehreren 
Partnern aufzuteilen. Das von der Monopolkommis-
sion beschriebene Eingriffsdefizit bei internem 
Wachstum könnte daher — neben dem lokalen 
Fernsehen — nach den bisher vorliegenden Erfah-
rungen erst dann spürbar sein, wenn privater Hör-
funk mit seinen eher niedrigen Marktzutritts-
schranken in größerem Umfang möglich wird. Aber 
auch wenn sodann führende lokale Verleger den 
Marktzutritt allein anstreben, so würden sich hier-
aus nicht zwangsläufig wettbewerbliche Probleme 
ergeben. Denn wegen der niedrigen Marktzutritts-
schranken könnten auch nachrangige Zeitungen — 
u. U. in Kooperation mit größeren, marktstarken 
Zeitungsverlagen aus der Nachbarschaft des jewei-
ligen Sendegebiets — bei der Veranstaltung von 
Rundfunkprogrammen konkurrieren. Zumindest 
müßte der führende Zeitungsverlag mit einer sol-

chen potentiellen Konkurrenz rechnen, die seine 
Marktposition relativieren könnte. 

Zwar ist einzuräumen, daß auch bei Gemeinschafts-
projekten einer Mehrzahl von Verlegern eines Bun-
deslandes oder der gesamten Bundesrepublik 
Deutschland ein Eingreifen der Fusionskontrolle 
möglicherweise daran scheitert, daß eine einzelne 
oder gemeinsame Beherrschung des Gemein-
schaftsunternehmens nicht nachweisbar ist. In sol-
chen Fällen greift jedoch zumeist ergänzend das 
Kartellverbot ein, wenn und soweit beteiligte Unter-
nehmen in der Lage wären, auch allein auf den 
Markt zu treten. Wenn kein Beteiligter zu diesem 
Schritt fähig ist („Arbeitsgemeinschaft" im Sinne 
des Kartellrechts), greift das Kartellverbot nicht. 
Für solche Fälle ist jedoch gerade kennzeichnend, 
daß es ohne Zulassung der Arbeitsgemeinschaft 
überhaupt kein Angebot eines Beteiligten im Wett-
bewerb gäbe. Insgesamt läßt sich feststellen, daß 
zumindest in der Phase des Aufbaus des wettbe-
werblich sensiblen Fernsehens mit seinen hohen 
finanziellen Risiken Gemeinschaftsprojekte die Re-
gel bilden werden, die grundsätzlich eine Kontrolle 
durch die Kartellbehörden gestatten. Hierbei wird 
allerdings darauf zu achten sein, daß bei Fortfall 
des Arbeitsgemeinschaftscharakters oder Ände-
rung der gesellschaftsrechtlichen Verhältnisse die 
Instrumente des Kartellgesetzes voll zur Anwen-
dung kommen. 

22. In der laufenden Kontrollpraxis war das Bun-
deskartellamt bereits mit teilweise kartellrechtlich 
problematischen Gemeinschaftsprojekten konfron-
tiert. Dabei ging es vor allem um Kooperationen zur 
bundesweiten Verbreitung eines werbefinanzierten 
Fernsehprogramms unter Beteiligung mehrerer 
führender Verlage von Publikumszeitschriften 
(SAT 1), ferner um ein Gemeinschaftsvorhaben ei-
ner öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalt mit pri-
vaten Anbietern, die im Versorgungsgebiet des ge-
meinsam produzierten Rundfunkprogramms 
marktbeherrschende Tageszeitungen verbreiten, 
und schließlich um Gemeinschaftsunternehmen der 
Zeitungsverlage eines Bundeslandes und angren-
zender Gebiete zur Veranstaltung privaten Hör-
funks unter Begründung von Sonderrechten für 
eine kleine Anzahl der auflagenstärksten Verlage. 
In den Verfahren hat sich gezeigt, daß eine Untersa-
gung solcher Projekte nur möglich ist, wenn 
schwierige Marktabgrenzungs-, Prognose- und Ab-
wägungsfragen gelöst werden können. 

Die Marktabgrenzung bereitet besondere Schwie-
rigkeiten, weil ungewiß ist, ob es räumlich unter-
schiedliche lokale, regionale oder nur überregionale 
Rundfunk- und Rundfunkwerbemärkte geben wird. 
Ferner ist noch nicht sicher, unter welchen Bedin-
gungen Werbung erlaubt sein wird und Programme 
gesendet werden dürfen. Die Prognose des Entste-
hens von Marktbeherrschung auf einem der neuen 
Märkte ist auch deshalb schwer anzustellen, weil 
unbekannt ist, welches Volumen die Werbemärkte 
haben und welche Marktformen möglich sein wer-
den. Eine Untersagung nach § 24 Abs. 2 Satz 1 GWB 
setzt voraus, daß Marktbeherrschung von den be-
troffenen Unternehmen vermieden werden kann 
und nicht wegen des beschränkten Werbevolumens, 
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der geringen Zahl potenter Programmveranstalter 
oder Sendekanäle zwangsläufig entstehen oder sich 
verstärken muß. 

Für die Kartellrechtspraxis ist ferner bedeutsam, 
ob der Nachweis erbracht werden kann, daß die an 
einem Gemeinschaftsunternehmen beteiligten pri-
vaten Rundfunkanbieter tatsächlich auf das Markt-
verhalten ihres Gemeinschaftsunternehmens Ein-
fluß nehmen können. Schließlich ist zu berücksich-
tigen, daß der Marktzutritt von Presseunternehmen 
zum Rundfunk die Wettbewerbsbedingungen auf 
den Märkten für Rundfunkwerbung durch das An-
gebot zusätzlicher Werbezeiten auch verbessern 
kann. Die Öffnung des bisherigen engen Angebots-
oligopols der öffentlichen Rundfunkanstalten für 
private Konkurrenz kann die Nachteile, die in der 
Beschränkung des Substitutionswettbewerbs lie-
gen, überwiegen (§ 24 Abs. 1 GWB). Die Chancen für 
einen funktionsfähigen Wettbewerb sind jedenfalls 
unter den Bedingungen eines weiten Oligopols grö-
ßer als unter denen eines engen. 

Bei aller Schwierigkeit, die sich neu stellenden 
Grenzfragen bei der Rechtsanwendung im Bereich 
der Neuen Medien zu bewältigen, hat es das Bun-
deskartellamt erreicht, durch Modifizierung be-
stimmter Gemeinschaftsprojekte Wettbewerb-
schancen zu wahren. Nach Auffassung der Bundes-
regierung kommt es auch in Zukunft darauf an, die 
Tragweite des Kartellrechts zur Sicherung des 
Wettbewerbs der Medien und zur Offenhaltung der 
Medienmärkte in der Praxis weiter auszuloten. 

23. Außer der Frage der praktischen Notwendig-
keit und Eignung des Vorschlags der Monopolkom-
mission mißt die Bundesregierung dem Problem 
der verfassungsrechtlichen Zulässigkeit der vorge-
schlagenen gesetzlichen Fiktion entscheidende Be-
deutung zu. Verfassungskonform wäre die vorge-
schlagene Regelung nur dann, wenn sie sich als all-
gemeines Gesetz im Sinne des Artikel 5 Abs. 2 GG 
darstellt und der Bund eine Regelungskompetenz 
nach Artikel 74 Nr. 11 und 16 GG zur Kontrolle wirt-
schaftlicher Macht für sich in Anspruch nehmen 
kann. 

Allgemeine Gesetze i. S. des Artikel 5 Abs. 2 GG 
dürfen sich nicht gezielt gegen die verfassungs-
rechtlich verbürgte Presse- und Meinungsfreiheit 
richten, sondern müssen dem Schutz anderer, hö-
herrangiger Rechtsgüter, wie beispielsweise der für 
die freiheitliche Demokratie grundlegenden Mei-
nungsvielfalt dienen. In Verfolgung dieses Schutz-
zwecks dürfen sie auch den Grundrechten aus Arti-
kel 5 Abs. 1 GG Schranken ziehen. Prinzipiell ist 
das Wettbewerbsrecht als „allgemeines" Wirt-
schaftsrecht anzusehen, das zur Kontrolle von Me-
dienstrukturen oder Konzentrationsverhältnissen 
auch im Medienwesen eingesetzt werden darf, so 
lange es sich nicht zu einem Mediensonderrecht 
entwickelt. 

Von dieser Grundrechtsproblematik ist die Frage 
zu trennen, ob der von der Monopolkommission be-
schrittene Weg durch die Kompetenz des Bundes 
nach Artikel 74 Nr. 11 und 16 gedeckt ist. Die vorge

-

schlagene gesetzliche Fiktion, nach der der Erwerb 
einer Sendelizenz als Zusammenschlußtatbestand 
im Rahmen der Fusionskontrolle zu behandeln ist, 
weist in Abweichung von den Regeln für andere 
Wirtschaftsbranchen gewichtige Besonderheiten 
auf. Die Regelung stellt internes Unternehmens-
wachstum dem Zusammenschluß gleich, während 
in der sonstigen Systematik des GWB keine andere 
Branche in gleicher Weise behandelt wird. Die Ein-
schränkung solcher internen Wachstumsvorgänge 
wirft im Hinblick auf die Eigentumsgarantie des 
Grundgesetzes und das grundgesetzliche Gleichbe-
handlungsprinzip erhebliche Probleme auf. Denn 
andere Industrieunternehmen werden ebenso wie 
ausländische Medienunternehmen von einer Kon-
trolle internen Unternehmenswachstums nicht er-
faßt. Deshalb läuft die vorgeschlagene gesetzliche 
Fiktion Gefahr, die gesamte Systematik des gelten-
den Kartellgesetzes zu sprengen und in ein Sonder-
recht für die Presse umzuschlagen. Der Vorschlag 
beschränkt sich überdies auf den Erwerb von Sen-
delizenzen durch Presseunternehmen, während ein 
solcher Erwerb durch andere Unternehmen, auch 
andere Medienunternehmen wie etwa der Filmwirt-
schaft oder Privatpersonen, nicht erfaßt werden 
sollen. 

In Abweichung von der pressespezifischen Fusions-
kontrolle, bei der lediglich die allgemeinen Größen-
kriterien für den Anwendungsbereich der Kontrolle 
an die geringeren Unternehmensgrößen der Pres-
seunternehmen angepaßt wurden, soll die Fiktion 
vor allem deswegen ausschließlich für Presseunter-
nehmen gelten, weil das die Sendelizenz beantra-
gende Unternehmen ein Zeitungs- oder Zeitschrifte-
nunternehmen ist und wegen dieser Eigenschaft 
dem Bereich des potentiellen Mißbrauchs wirt-
schaftlicher Machtstellung zugeordnet wird. Nach 
alledem würde die Fiktion die von Artikel 74 Nr. 11 
und 16 des Grundgesetzes vorausgesetzte allge-
meine wirtschaftliche Zielsetzung einer Machtkon-
trolle der Wirtschaft wohl verlassen. 

Eine Realisierung des Vorschlags der Monopolkom-
mission wäre nach Auffassung der Bundesregie-
rung daher mit einem hohen verfassungsrechtli-
chen Risiko behaftet. Die Umsetzung der vorge-
schlagenen Regelung durch den Bundesgesetzgeber 
erschiene auch deshalb problematisch, weil die 
neuen Landesrundfunkgesetze wie auch die vorlie-
genden Gesetzentwürfe zur Regelung privaten 
Rundfunks durchaus eine Reihe von Instrumenta-
rien enthalten, die der Konzentration von Mei-
nungsmacht entgegenwirken sollen. Hierzu ist ins-
besondere die gesetzliche Anordnung einer binnen-
pluralistischen Struktur mit der Pflicht zur inhaltli-
chen Ausgewogenheit zu rechnen, wenn das eigent-
liche Ziel der Herstellung einer außenpluralen Viel-
falt nicht erreicht ist. Ferner sind die Mindestanfor-
derungen für das Vorliegen von Außenpluralität be-
deutsam. Die Beschränkungen der Rundfunklizenz 
auf bestimmte Programme und Programmsparten 
sowie auf bestimmte Verbreitungsgebiete, des wei-
teren die zeitlichen Grenzen innerhalb von Pro-
grammen, die Zuteilung von feststehenden Zeiten 
auf einzelnen Kanälen (Kanalsplitting) und schließ-
lich die Befristung der Lizenz auf eine überschau- 
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bare Dauer mit der Möglichkeit vorzeitigen Entzugs 
der Konzession sind weitere wirksame Ansatzpunk-
te, um einen Mißbrauch von Meinungsmacht vorzu-
beugen. Soweit noch Regelungsdefizite im Hinblick 
auf den Mißbrauch einer wirtschaftlichen Macht-
stellung bestehen, können kartellrechtliche Ver-
schärfungen nach Auffassung der Bundesregierung 
nur insoweit in Betracht kommen, als sie dem Miß-
brauch wirtschaftlicher Macht schlechthin entge-
genwirken sollen, nicht aber speziell gegen die 
Durchsetzung von Meinungsmacht gerichtet sind. 

V. Die sachliche Abgrenzung des relevanten 
Marktes 
(Zu Kapitel VII des Gutachtens) 

24. Um eine systematische und wettbewerbstheo-
retisch konsistente Abgrenzung der Schnittstellen 
zwischen „relevantem Markt" und „wettbewerbli-
chem Umfeld" sowohl bei Absatzmärkten als auch 
bei Beschaffungsmärkten zu erreichen, hat die Mo-
nopolkommission bestimmte ökonomische Krite-
rien entwickelt (Tz. 606 ff.). 

Zum Nachweis einer marktbeherrschenden Stel-
lung auf der Angebotsseite sollten folgende wirt-
schaftliche Faktoren berücksichtigt werden: 

— Marktanteil im relevanten Markt, der vor allem 
durch die Produkte bestimmt ist, die aus Nach-
fragersicht kurzfristig eine hohe Substituierbar-
keit aufweisen (Tz. 616 ff.). 

Das Ausmaß der langfristigen Substitutionskon-
kurrenz aus Nachfragersicht, die potentielle 
Konkurrenz auf der Angebotsseite sowie die 
Verbundvorteile, die vorliegen, wenn bei gemein-
samem Angebot der Produkte niedrigere Ge-
samtkosten oder höhere Gesamterlöse für das 
anbietende Unternehmen entstehen (Tz. 653 ff.). 

Zur Erfassung marktbeherrschender Positionen auf 
Beschaffungsmärkten schlägt die Kommission ei-
nen „spiegelbildlichen Kriterienkatalog" vor 
(Tz. 667 ff.). Danach gehören zum relevanten Be-
schaffungsmarkt alle Produkte, zwischen denen aus 
Lieferantensicht eine hohe kurzfristige Angebots-
umstellungsflexibilität besteht. Der marktnahe Be-
reich wird durch die langfristigen Angebotsumstel-
lungsmöglichkeiten für die Lieferanten, die poten-
tielle Konkurrenz auf der Nachfrageseite der Be-
schaffungsmärkte sowie die Verbundvorteile auf 
der Nachfrageseite gekennzeichnet (Tz. 675 ff.). 

Zur Frage der Abgrenzung von Märkten des Han-
dels, insbesondere des Lebensmittelhandels, ver-
tritt die Monopolkommission — im Gegensatz zu 
dem methodischen Ansatz des Bundeskartellamtes 
— die Auffassung, daß die Abgrenzung eines „Sorti-
mentmarktes" für Lebensmittel wettbewerblich 
nicht sachgerecht sei. Allerdings sei aus Praktikabi-
litätsgründen für Lebensmittelmärkte eine Abgren-
zung nach Produktgruppen zulässig (Tz. 660 ff.). 

Die Kommission lehnt ferner das Vorgehen des 
Bundeskartellamtes ab, den Lebensmittelbeschaf-
fungsmarkt durch die Produkte zu umreißen, die 
aus der Sicht des nachfragenden Handels Ver-

triebsalternativen bilden (Tz. 688 ff.). Denn die Zu-
rechnung solcher Produkte zum relevanten Be-
schaffungsmarkt erfolge ohne Rücksicht auf die Art 
der Waren und der Anbieter und gebe die Wettbe-
werbsposition der Nachfrager nur unzulänglich 
wieder. 

25. Die Bundesregierung begrüßt, daß die Mono-
polkommission mit ihrer Analyse zur Marktabgren-
zung einen weiteren Schritt zur besseren ökonomi-
schen Fundierung der Kartellrechtspraxis getan 
hat. Die systematische Aufbereitung und metho-
disch konsistente Darstellung von Kriterien der 
Marktabgrenzung bedeutet zugleich auch einen 
wichtigen Beitrag zur Klärung der aktuellen Dis-
kussion über die Wettbewerbsbedingungen im Han-
delsbereich. 

Die von der Kommission vorgenommene Differen-
zierung zwischen dem relevanten Markt im enge-
ren Sinne und dem marktnahen Bereich entspricht 
der bisherigen Rechtspraxis, die Märkte tendenziell 
eng abzugrenzen und darüber hinaus festgestellte 
Wettbewerbseinflüsse (z. B. Substitutionsbeziehun-
gen, potentieller Wettbewerb) im Rahmen einer 
wettbewerblichen Gesamtbeurteilung zu berück-
sichtigen. Eine solche umfassende Gesamtbetrach-
tung gestattet insbesondere auch eine sachgerechte 
Würdigung von Wettbewerbsverhältnissen aus dem 
Ausland. Die von den Merger guide-lines des US

-

Justizministeriums gewählte Art und Weise der 
Einbeziehung der potentiellen Konkurrenz in den 
relevanten Markt (jährliche Nachfrageänderung 
bei 5 v. H. Preismodifizierung) erscheint demgegen-
über, wie die Kommission zu Recht feststellt, pro-
blematisch. Dieses theoretische Konzept stellt die 
Praxis vor schwerwiegende Probleme bei der Pro-
gnose alternativer Absatz- und Preisentwicklun-
gen. 

26. Die Ausführungen der Monopolkommission 
bestätigen für Absatzmärkte die auch vom Bundes-
kartellamt verfolgte Linie, die Marktabgrenzung 
nach dem Bedarfsmarktkonzept mit dem Kriterium 
der funktionellen Austauschbarkeit aus der Sicht 
der Nachfrage vorzunehmen. Die methodischen 
Vorbehalte der Kommission gegen die Marktab-
grenzung des Amtes im Bereich des Lebensmittel-
handels unterstreicht demgegenüber nach Auffas-
sung der Bundesregierung die aktuellen Schwierig-
keiten der Praxis, den Besonderheiten des Lebens-
mittelhandels wettbewerblich angemessen Rech-
nung zu tragen. Die Bundesregierung geht aller-
dings davon aus, daß bei aller Verschiedenheit der 
methodischen Ansätze zur Abgrenzung von „Sorti-
mentsmärkten" im Lebensmittelhandel die Ergeb-
nisse der derzeitigen Rechtspraxis in der Regel 
nicht allzu weit von der Linie der Kommission ent-
fernt sein dürften. Denn auch das Bundeskartell-
amt hat in den anhängigen Verfahren im Handels-
bereich verschiedene Handelsmärkte unterschie-
den, vor allem den Sortimentshandel, den Fachhan-
del und das Lebensmittelhandwerk. Andererseits 
hat die Monopolkommission die Existenz eines 
Kernsortiments, das überwiegend vom Sortiments-
handel angeboten wird, grundsätzlich nicht bestrit-
ten. Auch das Kammergericht hat im Fall Metro/ 
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Kaufhof als relevanten Markt das Food-Sortiment 
ausdrücklich anerkannt und damit den Ansatz des 
Bundeskartellamtes bestätigt. 

27. Was die Kritik der Monopolkommission an der 
Annahme eines einheitlichen Lebensmittelbeschaf-
fungsmarktes durch das Bundeskartellamt anbe-
trifft, so verkennt die Bundesregierung nicht, daß 
die Konzeption der Kommission ein methodisch 
klares Abgrenzungsinstrumentarium für Beschaf-
fungsmärkte bietet. Andererseits müssen auch die 
praktischen Probleme der von der Monopolkommis-
sion befürworteten Einzelmarktbetrachtung vor 
dem Hintergrund der großen Zahl sortimentszuge-
höriger Einzelprodukte gesehen werden. Zum ande-
ren sind die besonderen Produktionsbedingungen 
der Lebensmittelindustrie und die Gegebenheiten 
im Lebensmittelhandel zu berücksichtigen. Danach 
bietet die Lebensmittelindustrie überwiegend 
ganze Produktpaletten von Lebensmitteln an, der 
Handel fragt in aller Regel das gesamte Sortiment 
eines Herstellers nach, die Einkaufsverhandlungen 
werden sortimentsbezogen geführt und mit der Ver-
einbarung von Gesamtkonditionen abgeschlossen. 
Wegen dieser Besonderheiten erscheint es daher 
nicht überraschend, wenn derzeit ein allgemein von 
Theorie und Praxis akzeptierter methodischer An-
satz zur Abgrenzung von Beschaffungsmärkten 
noch nicht besteht. Die Bundesregierung hofft, daß 
die sich stellenden Abgrenzungsfragen insbeson-
dere auch durch die laufenden Verfahren im Han-
delsbereich, die zum Teil bei den Gerichten anhän-
gig sind, eine weitere Klärung erfahren werden. 

VI. Die wettbewerbspolitische Beurteilung 
diversifizierender Zusammenschlüsse 
(Zu Kapitel VIII des Gutachtens) 

28. Die Monopolkommission hat eine verglei-
chende Betrachtung der Fusionsaktivitäten in der 
Bundesrepublik Deutschland und in den USA ange-
stellt (Tz. 697 ff.). Dabei stellt sie fest, daß die in der 
Bundesrepublik Deutschland seit 1974 ansteigende, 
aber ab 1980 wieder rückläufige Entwicklung der 
Zusammenschlußfälle durch die Dominanz horizon-
taler Fusionen gekennzeichnet ist, an denen jeweils 
auf gleichen Märkten tätige Unternehmen beteiligt 
waren. Die diversifizierenden, d. h. nichthorizonta-
len Zusammenschlüsse von Unternehmen verschie-
dener Wirtschaftszweige, auf die in den letzten Jah-
ren relativ gleichbleibend etwa ein Drittel aller Zu-
sammenschlüsse entfiel, seien gleichwohl von er-
heblicher Bedeutung gewesen. Im Vergleich hierzu 
habe sich in den USA der Schwerpunkt im Zeitab-
lauf von den horizontalen zu den diversifizierenden 
Fusionen verlagert. Dabei handele es sich teils um 
vertikale, d. h. vor- und nachgelagerte Märkte be-
treffende Zusammenschlüsse, teils um konglome-
rate Fusionen, bei denen unterschiedliche, ohne Be-
ziehung zueinander stehende Märkte berührt sind. 

Die Kommission sieht in dieser Schwerpunktverla-
gerung auch eine Folge der verschärften US-Anti-
trust-Bestimmungen, die vor allem horizontalen Fu-
sionen ein Riegel vorgeschoben hätten. Die deut-
sche Volkswirtschaft befinde sich nach Auffassung 

der Kommission noch in einer früheren Phase der 
horizontalen Konzentration; sie weise im Verhält-
nis zu den USA auch einen geringeren Konzentra-
tionsstand auf. Vor dem Hintergrund der Erfahrun-
gen in den USA dürfe das zunehmende Gewicht 
diversifizierender Zusammenschlüsse für den Kon-
zentrationsprozeß in Deutschland aber nicht über-
sehen werden. 

29. Die Bundesregierung begrüßt es, daß sich die 
Monopolkommission den wettbewerbstheoreti-
schen und -rechtlichen Fragen diversifizierender 
Unternehmenszusammenschlüsse eingehend ange-
nommen hat. Sie rechnet damit, daß diese Art der 
Zusammenschlüsse auch in Zukunft eine erhebli-
che Rolle spielen wird. Ob sich die Erfahrungen in 
den USA auf die Bundesrepublik Deutschland über-
tragen lassen, erscheint allerdings nach Auffassung 
der Bundesregierung offen. Denn beide Industrie-
gesellschaften sind bei aller Ähnlichkeit ihrer Orga-
nisation und ihres Reifegrades durch unterschiedli-
che tatsächliche und rechtliche Rahmenbedingun-
gen gekennzeichnet. Die Bundesregierung teilt da-
her weder die im politischen Raum vertretene Auf-
fassung, daß angesichts aktueller Konzentrations-
tendenzen in Einzelbereichen eine Verschärfung 
der deutschen Fusionskontrolle nach dem Vorbild 
des US-Antitrustrechts angezeigt sei, noch kann sie 
sich umgekehrt der Schlußfolgerung anschließen, 
daß die deutsche Volkswirtschaft gemessen an in-
ternationalen Maßstäben wie etwa dem Konzentra-
tionsstand in den USA einen „Nachholbedarf" an 
Unternehmenskonzentration aufzuweisen hat. Die 
Wettbewerbsverhältnisse in der Bundesrepublik 
Deutschland wie in anderen Ländern müssen viel-
mehr vor dem Hintergrund der jeweiligen nationa-
len Besonderheiten beurteilt werden, wobei die Er-
fahrungen des Auslands ergänzend heranzuziehen 
sind. Hierzu leistet die Untersuchung der Monopol-
kommission einen wertvollen Beitrag. 

30. Die Monopolkommission hat die unterneh-
menspolitische Motivation, die wettbewerblichen 
und gesamtwirtschaftlichen Wirkungen und die fu-
sionskontrollrechtliche Behandlung diversifizieren-
der Zusammenschlüsse eingehend untersucht. Zur 
betriebswirtschaftlichen Motivation solcher Zusam-
menschlüsse stellt sie fest, daß hierbei vor allem 
Aspekte der Risikostreuung, der Sicherung der Be-
zugs- und Absatzwege, geringere Kostenbelastun-
gen, fehlende Expansionsmöglichkeiten auf ange-
stammten Betätigungsgebieten, aber auch die Um-
gehung staatlicher Reglementierungen und die 
Steigerung von Marktmacht eine Rolle spielen 
(Tz. 711 ff.). Die Folgen dieser Diversifikation für 
den Wettbewerb und die Gesamtwirtschaft schlü-
gen teils positiv, teils negativ zu Buche (Tz. 735 ff.): 
Der Marktzutritt eines neuen Wettbewerbers auf 
oligopolitisch strukturierte Märkte mit hohen 
Marktzutrittsschranken im Wege des Aufkaufs klei-
nerer Anbieter könne eine erhebliche Wettbewerbs-
belebung bewirken. Andererseits könnte die verti-
kale Integration auch zur Verdrängung von Kon-
kurrenten und zu Marktschließungseffekten füh-
ren. Die bloße Anwesenheit eines Konglomerats be-
deute möglicherweise die Lähmung der Initiative 
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weniger diversifizierter Konkurrenten. Zugleich 
könne sich der Druck der potentiellen Konkurrenz 
verringern. Solche Wettbewerbsbeschränkungen 
seien zudem geeignet, gesamtwirtschaftliche Effi-
zienzverluste infolge von Fehlallokationen zu verur-
sachen (Tz. 747 ff.). 

31. Was die kartellrechtliche Behandlung diversi-
fizierender Zusammenschlüsse anbetrifft, so ge-
langt die Kommission in einer vergleichenden Be-
trachtung der kartellbehördlichen und -gerichtli-
chen Praxis in den USA und in der Bundesrepublik 
Deutschland zu dem Ergebnis, daß sich die im ame-
rikanischen Recht entwickelten Ansätze auch im 
deutschen Fusionskontrollrecht berücksichtigen 
ließen (Tz. 766). Beide Rechtssysteme erforderten 
schwerpunktmäßig eine Strukturbetrachtung, die 
sich vor allem auf Marktanteile und Marktzutritts-
schranken stützt. Das deutsche Wettbewerbsrecht 
könne diversifizierende Zusammenschlüsse im 
Rahmen der Ermittlung einer überragenden Markt-
stellung im Sinne des § 22 Abs. 1 Nr. 2 GWB adäquat 
erfassen (Tz. 768 ff.). Hierbei komme es auf eine 
konsequente Anwendung der im Kartellgesetz vor-
gesehenen Kriterien der Finanzkraft, des Zugangs 
zu Beschaffungs- und Absatzmärkten, der beste-
henden Verflechtungen und der Marktzutritts-
schranken an. 

Von zentraler Bedeutung sei das Kriterium der Fi-
nanzkraft (Tz. 786 ff.). Finanzkraft sei universell 
und jederzeit auf allen Märkten einsetzbar, sie 
könne zur Beherrschung einzelner Märkte durch 
Unternehmen führen, die gegenüber kleineren 
Wettbewerbern ein überlegenes Konzentrations

-

und Durchhaltepotential aufweisen. Einer besonde-
ren Begründung dafür, daß die Finanzkraft auch 
kurzfristig tatsächlich eingesetzt werde, bedürfe es 
— im Gegensatz zur Auffassung der deutschen Kar-
tellbehörden und Gerichte — angesichts der univer-
sellen Verwendbarkeit finanzieller Ressourcen 
nicht. Nach Auffassung der Kommission bemesse 
sich das Ausmaß der Finanzkraft eines Unterneh-
mens vor allem nach dem Bestand an Zahlungsmit-
teln, dem Nettomittelzufluß aus dem Umsatzprozeß 
sowie nach den im Rahmen der Eigen- oder Fremd-
finanzierung beschaffbaren Mitteln (Tz. 794). Der 
Umsatz eines Unternehmens sei demgegenüber le-
diglich als Aufgreifkriterium verwendbar (Tz. 794). 

32. Die Bundesregierung stimmt der grundsätzli-
chen Feststellung der Kommission zu, wonach di-
versifizierende Zusammenschlüsse den Wettbewerb 
sowohl beleben als auch lähmen können. Eine wirt-
schaftspolitisch angemessene Beurteilung der Un-
ternehmensdiversifikation durch externes  Wachs

-

turn  setzt daher nach Auffassung der Bundesregie-
rung eine genaue Abwägung zwischen den wettbe-
werbsbeschränkenden und -fördernden Wirkungen 
voraus und erfordert überdies eine gesamtwirt-
schaftliche Wertung der mit diversifizierenden Zu-
sammenschlüssen möglicherweise verbundenen 
Größenvorteile und Kostenersparnisse. 

Die Bundesregierung teilt ferner die Auffassung 
der Kommission, daß das geltende Fusionskontroll-
recht geeignet ist, den wettbewerblichen Risiken di-

versifizierender Zusammenschlüsse wirksam zu be-
gegnen. Dies wird auch durch die Praxis des Bun-
deskartellamtes belegt. Von insgesamt 62 Untersa-
gungen seit Einführung der Fusionskontrolle waren 
12 nichthorizontale Fusionen, davon 10 vertikale 
und 2 konglomerate, betroffen. Die Untersagung 
wurde in allen Fällen mit der Verstärkung einer 
marktbeherrschenden Stellung begründet. Der Mo-
nopolkommission ist jedoch auch darin zuzustim-
men, daß diversifizierende Zusammenschlüsse im 
Einzelfall auch zur Entstehung von Marktbeherr-
schung führen können. Zu Recht weist die Kommis-
sion in diesem Zusammenhang darauf hin, daß der 
Marktanteil und die Marktzutrittsschranken, die 
primär zur Beurteilung der horizontralen Konzen-
tration herangezogen werden, auch für die Prüfung 
diversifizierender Zusammenschlüsse von Bedeu-
tung sind. Die von der Kommission angeführte 
Möglichkeit konglomerater Unternehmen, ihre Ab-
nehmer- und Zulieferer zu Gegenseitigkeitsgeschäf-
ten zu zwingen, hat nach den Feststellungen des 
Bundeskartellamtes in der Praxis noch keine Be-
deutung erlangt. Solche Praktiken dürften nur dann 
durchsetzbar sein, wenn das konglomerate Unter-
nehmen auf den betroffenen Märkten über erhebli-
che Marktanteile verfügt. 

Mit der Monopolkommission geht auch die Bundes-
regierung davon aus, daß dem Kriterium der Fi-
nanzkraft bei der Beurteilung diversifizierender 
Zusammenschlüsse erhebliche Bedeutung zu-
kommt. Übereinstimmung besteht auch darin, daß 
nicht der bloße Zuwachs an finanziellen Ressourcen 
als solcher eine Verschlechterung der Wettbewerbs-
bedingungen darstellt. Zwar ist zuzugeben, daß im 
Prinzip jeder Markt, auf dem die Zusammenschluß

-

partner tätig sind, für den Einsatz von Finanzkraft 
geeignet ist. Es ist jedoch in jedem Einzelfall zu 
prüfen, ob die wettbewerbsbeschränkende Wirkung, 
die vor allem auf dem finanzkraftbedingten Droh-
und Abwehrpotential beruht, unter Berücksichti-
gung der konkreten Marktverhältnisse wahrschein-
lich ist. Hierfür können die von der Rechtspraxis 
entwickelten und von der Monopolkommission als 
nicht entscheidungserheblich angesehene Kriterien 
der Nähe des Erwerbers zum Markt des erworbe-
nen Unternehmens oder das erklärte Diversifika-
tionsinteresse des Erwerbers Hinweise geben. 
Denn die Droh- und Abschreckungswirkung auf 
Wettbewerber wird um so größer sein, je mehr diese 
nach vernünftigen kaufmännischen Erwägungen 
mit dem Einsatz der Finanzkraft im Einzelfall rech-
nen müssen. 

Die von der Monopolkommission zur Messung der 
Finanzkraft genannten Kriterien entsprechen de-
nen, die auch Gerichte und Kartellbehörden regel-
mäßig verwenden. Die Bundesregierung mißt aller-
dings entgegen der Ansicht der Monopolkommis-
sion dem Umsatz nicht nur als Aufgreifkriterium 
für Finanzkraft Bedeutung zu. Sie betrachtet den 
Umsatz entsprechend der Praxis des Bundeskartell-
amtes und der Gerichte zumindest dann als einen 
geeigneten Maßstab für Finanzkraft, wenn die bis-
her bestehenden Umsatzrelationen auf dem betrof-
fenen Markt durch einen Zusammenschluß völlig 
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verändert werden. Hierfür spricht vor allem, daß 
sich Öffentlichkeit und Wettbewerber wegen ihres 
begrenzten Einblicks in das Rechnungswesen der 
Zusammenschlußpartner vom Umsatz als Krite-
rium für wirtschaftliche Stärke leiten lassen. 




